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Öcalan ist überall! 
Ein Vorwort von Stephan Lessenich

Liebe Leser:innen, 
seit einigen Wochen prangt, grün auf grau, das Konterfei Abdullah Öca-
lans auf der Fassade des Instituts für Sozialforschung in Frankfurt am 
Main. Über Nacht war es mittels einer Schablone direkt unter eines der 
Fenster des Direktorenbüros – Zufall oder nicht – gesprüht worden. 
Kaum entdeckt, herrschte in der Verwaltungsleitung des Hauses Ver-
unsicherung: Machen wir uns damit eigentlich strafbar? Kann man der 
Institution die unfreiwillige Zurschaustellung der Gesichtszüge des le-
benslang inhaftierten ehemaligen PKK-Vorsitzenden als strafbare poli-
tische Meinungsäußerung zuschreiben? Sollen wir das Graffiti verde-
cken, bis  – jede:r weiß, wie schwer derzeit Handwerker:innen zu 
organisieren sind – es professionell entfernt worden ist? Müssen wir 
den Vorfall zur Anzeige bringen, damit man nicht am Ende noch uns 
selbst wegen Mithilfe zur öffentlichen Zurschaustellung verbotener 
politischer Symbole rechtlich belangt?

Wer solche Überlegungen für übertrieben hält, irrt leider; wer hin-
gegen die Tatsache, dass man derartige Überlegungen überhaupt an-
stellen muss, für absurd hält, liegt durchaus richtig. Denn es wäre zwar 
hanebüchen, aber deshalb nicht unbedingt überraschend, wenn wegen 
der Wandschmiererei am Institut ermittelt würde. Für viele Kurd:in-
nen – und Nicht-Kurd:innen – in Deutschland, ob politisch aktiv oder 
nicht, ist eine Konfrontation mit entsprechenden polizeilichen und im 
Zweifel auch gerichtlichen Konsequenzen schlicht Teil ihres Alltags. 
Der vorliegende Band legt davon Zeugnis ab. Denn er dokumentiert 
die Kriminalisierung kurdischen Lebens – so allgemein und weitrei-
chend muss man dies ausdrücken – in dem Land, in dem die größte 
kurdische Community außerhalb Kurdistans ihren Lebensmittelpunkt 
hat. 
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Warum kennt man als durchschnittliche:r Deutsche:r überhaupt die 
Gesichtszüge Öcalans? Warum dürfte das Kürzel »PKK« den allermeis-
ten Bürger:innen dieses Landes ein Begriff sein? Und warum dürften 
sie alle mit diesem Ausdruck unmittelbar einen zweiten assoziieren – 
nämlich jenen der »Terrororganisation«? Wohl kaum, weil der Mann 
und die Partei objektiv die äußere oder innere Sicherheit Deutschlands 
gefährden würden; und genauso wenig, weil interessierte Zeitgenoss:in-
nen hierzulande sich besonders für die Person des ursprünglich zum 
Tode verurteilten und nunmehr seit einem Vierteljahrhundert in Haft 
sitzenden Öcalan oder für die PKK sowie ihre Nachfolge- und Schwes-
terorganisationen interessieren würden – sondern weil das »Terroris-
mus«-Framing sich, wie in anderen Fällen auch, tief in den politischen 
Wissenshaushalt und die öffentlichen Diskurse der Bundesrepublik 
eingeschrieben hat. Kurd:innen in Deutschland – Schätzungen zufolge 
bis zu 1,5 Millionen Menschen – müssen damit leben, als »extrem« oder 
»radikal« kategorisiert, als »gewaltbereit« und »kriminell« etikettiert zu 
werden. Wer bei Google »Kurden in Deutschland« eingibt, erhält als 
erste erweiterte Suchoption – der Algorithmus irrt nie – »Kurden in 
Deutschland Kriminalität«. 

Warum aber ist all dies nicht nur politisch, sondern auch soziolo-
gisch bemerkenswert? Weil die Kriminalisierung kurdischen Aktivis-
mus – beziehungsweise was die Behörden und der Staatsschutz dafür 
halten  – stellvertretend steht für die Grenzen der Demokratie. Was 
Kurd:innen in Deutschland erleben, das erfahren auch Antifaschist:in-
nen oder, ganz aktuell, »radikale Klimaschützer:innen«. Die als »Graue 
Wölfe« bekannten türkischen Rechtsextremist:innen sind hierzulande 
weitaus zahlreicher als PKK-Aktivist:innen, aber nicht verboten, son-
dern genießen sogar teils hochrangige Unterstützung; in Sachsen 
wird, ungeachtet der Veralltäglichung faschistischen Gedankenguts 
und neonazistischer Organisationstätigkeit in diesem Bundesland, 
aus der rechten Mitte immer wieder die »extreme Linke« als größte 
Gefährdung der Demokratie imaginiert; und nicht nur der bayerische 
Verfassungsschutz versucht die »Letzte Generation«, ob ihrer verein-
zelten Störung (beziehungsweise »Gefährdung«) des Autoverkehrs, in 
die Nähe einer nicht nur kriminellen, sondern terroristischen Vereini-
gung zu rücken. 
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Die Liste der »irgendwie als links« definierten politischen Umtriebe, 
denen man in Deutschland mit einer sich zwischen Kriminalisierung 
und Repression bewegenden Intervention begegnet, ließe sich fortset-
zen. Was den Fall des staatlichen Umgangs mit dem kurdischen Akti-
vismus besonders – und besonders zweifelhaft – macht, ist die Tatsa-
che, dass hier das Handeln des deutschen Staats in Übereinkunft und 
im (nicht immer nur stillen) Einvernehmen mit dem türkischen Staat 
erfolgt; einem Staat, der unverkennbar autokratische Züge trägt, in dem 
gerade gegenüber der kurdischen Bevölkerung seit Jahrzehnten Men-
schenrechtsverletzungen an der Tagesordnung stehen – den die Bun-
desrepublik (und die gesamte Europäische Union) aber nicht zuletzt 
im Interesse ihrer brutalen Abschottungspolitik gegen Migrant:innen 
braucht. Hier treffen gewissermaßen verschiedene Grenzen der Demo-
kratie aufeinander; und greifen das Verbot politischer Betätigung im 
Inneren und die (delegierte) Militarisierung des Grenzregimes inein-
ander. Auch darauf weist der vorliegende Band hin.

Wir erleben derzeit – einige Beispiele dafür wurden schon genannt – 
eine Zunahme gezielter Repression gegenüber politischen und sozialen 
Bewegungen, die den öffentlichen Konsens einer sich selbst als libe-
ral-demokratisch verstehenden Gesellschaft »von links« stören. Die 
»repressive Toleranz«, die der Philosoph und Soziologe Herbert Mar-
cuse in der studierendenbewegten Zeit der 1960er-Jahre konstatierte 
und kritisierte, hat sich in eine repressive Intoleranz verwandelt. Dieser 
gegenüber »den Anfängen zu wehren«, ist es schon lange zu spät. Was 
aber nicht heißt, von der Gegenbewegung abzulassen – ganz im Gegen-
teil: Wer der Demokratie einen Dienst erweisen will, sollte deren real 
existierende Grenzen thematisieren, ehe es tatsächlich zu spät ist.

Ihr Stefan Lessenich 
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